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Sozialstaat all-
gemein 

      

Sozialstaat Wir wollen keinen So-
zialstaat, der die Men-
schen entmündigt, son-
dern einen, der Teilha-
be und neue Chancen 
ermöglicht: Wir wollen 
einen ermöglichenden 
Sozialstaat. (78) 
 
Wer also echte Teilha-
be ermöglichen will, der 
muss investieren in ei-
nen befähigenden So-
zialstaat (82) 

In der Sozialen Markt-
wirtschaft sichert der 
Staat den Rahmen, in 
dem die Menschen frei 
handeln. Er stellt si-
cher, dass fairer Wett-
bewerb Arbeitsplätze 
schafft, Leistung be-
lohnt und Schwache 
schützt. (4) 

Wir sind für den libera-
len Sozialstaat. Die 
zentrale Staatsaufgabe 
ist nicht die Schaffung 
absoluter Gleichheit, 
sondern die Sicherung 
von Chancen- und Leis-
tungsgerechtigkeit für 
alle Menschen (3) 
 
Kooperationsprinzip, 
nach dem Staat und Re-
ligionsgemeinschaften 
je eigenständig und 
zugleich im Sinne des 
Gemeinwohls aufeinan-
der bezogen sind (41) 

Gute Arbeit und eine ge-
rechte Finanzierung sind 
die Voraussetzungen für 
einen guten Sozialstaat 
(13) 
 
Sozialstaatsgebot im GG 
schärfen (26) 
 
„Die Richterinnen und 
Richter sind dem 
Rechtsstaat ebenso wie 
dem Sozialstaat ver-
pflichtet.“; Sozialstaats-
gebot im Grundgesetz 
konkretisieren (27) 
 
Ganzheitlichen Bera-
tungsansatz durch mehr 
Angebote stärken (17) 
 
Die Humanität einer Ge-
sellschaft misst sich an 
ihrem Umgang mit Men-
schen in Not (29) 
 

Sozialstaat als organi-
sierte Solidarität, Eintre-
ten der Gemeinschaft für 
Hilfebedürftige (34) 
 
Erweiterung der liberalen 
Bürgerrechte um soziale 
Rechte (34). 
 

Erhalt und Ausbau des 
Sozialstaates auch in 
und nach der Wirt-
schaftskrise. Gefahr der 
Handlungsunfähigkeit 
des Staates für soziale 
Aufgaben durch Über-
schuldung. 

Bürgergesell-
schaft 
 
 

Gelebte Demokratie 
braucht bürgerschaftli-
che Einmischung, sozi-
ale Bewegungen und 
den konstruktiven 
Streit um das Gemein-
wohl. (162) 

Ehrenamtliches Enga-
gement fördern, von 
Bürokratie befreien 
und öffentlich würdi-
gen (8) 
 
Zur aktiven Bürgerge-

Zivilcourage ist notwen-
dige Voraussetzung der 
Bürgergesellschaft (Op-
ferschutz) (32) 
 
Die liberale Bürgerge-
sellschaft, in der der 

Soziale Gleichstellung in 
unterschiedlichen Räu-
men und Formen sicher-
stellen (17) 
 
Mehr auf die Bürgerin 
und den Bürger setzen; 

Bürgerschaftliches En-
gagement ist unverzicht-
bar; auf die Vielfalt des 
Engagements setzen 
(41) 
 
Ehrenamt darf nicht als 

Siehe auch Politikbe-
reich Engagementpoli-
tik sowie Einsatz ge-
gen Rechtsextremis-
mus 
Ehrenamtliches Enga-
gement ist wichtig, 
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 sellschaft ermutigen: 
Wir wollen eine neue 
Partnerschaft von Bür-
gern und staatlichen 
Institutionen nach dem 
Konzept der „aktiven 
Bürgergesellschaft“. 
Wir wollen Eigeninitia-
tive und Selbstorgani-
sation der gesell-
schaftlichen Gruppen 
stärken und so eine 
neue Balance zwi-
schen Eigen- und Ge-
meinwohl 
herbeiführen. (37) 
 
Wir wissen, dass ne-
ben der staatlichen 
Verantwortung bürger-
schaftliches Engage-
ment für ein kulturelles 
Leben unersetzlich ist, 
an dem alle teilhaben 
können. Wir wollen 
den vielfältigen ehren-
amtlichen Einsatz für 
kulturelle Angebote 
und Entfaltungsmög-
lichkeiten – von der 
Musik bis zum darstel-
lenden Spiel, von der 
Suche nach neuen 
Ausdrucksformen bis 
zur Brauchtumspflege 
– nachdrücklich unter-
stützen. (38) 
 

Einzelne nicht losgelöst 
von seinen Mitbürgern 
lebt, sondern gemein-
sam mit ihnen in einer 
Wertegemeinschaft. Sie 
ist geprägt von Weltof-
fenheit, Toleranz und 
Solidarität und ist der 
Menschenwürde ver-
pflichtet (2) 
 
Selbstverwaltungsrecht  
der Kommunen stärken, 
Konnexitäts-Prinzip in 
das Grundgesetz auf-
nehmen (29). 
 
Privat vor Staat (2, 17) 
 

Freiwillige ehrenamtliche 
Arbeit darf nicht als Lü-
ckenbüßer für einen Ab-
bau des Sozialstaats 
missbraucht werden (31) 

Lückenbüßer für fehlen-
de staatliche Ressour-
cen sein (44) 

muss aber frei sein. 
Freiwillige Arbeit darf 
nicht vom Staat instru-
mentalisiert werden 
(Lückenbüßerfunkti-
on).Freiwillige müssen 
auch an Entscheidun-
gen partizipieren dürfen 
in den Bereichen, in de-
nen sie tätig sind. Mehr 
Mitwirkungsmöglichkei-
ten und Stärkung der 
demokratischen Rechte 

Wirtschaft Wir wollen eine soziale Wir wollen die Neuver- Privilegierung von Sozi- Konsequente Demokra- Den handlungsfähigen DCV gegen Steuersen-
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/Finanzierung 
 
 

und ökologische Wirt-
schaftsordnung. (25) 
 
Solidarische Ökonomie 
(47) 
 
Deshalb verbinden wir 
Verteilungsgerechtig-
keit mit Teilhabege-
rechtigkeit (18) 
 
Steuersenkungen auf 
Pump wird es mit uns 
nicht geben. Denn die 
Steuersenkungen von 
heute sind die Schul-
den und die Sozialkür-
zungen von morgen. 
(58 

schuldung senken, in-
dem wir die zur Kri-
senbekämpfung not-
wendigen neuen Aus-
gaben so schnell wie 
möglich wieder abtra-
gen. Wir halten am 
Ziel eines ausgegli-
chenen Haushalts fest. 
Dafür haben wir die 
Schuldenbremse im 
Grundgesetz auch ge-
gen Widerstände ver-
ankert. Sie ist ein Ge-
bot der Generationen-
gerechtigkeit und der 
Vernunft. (5) 
 
Steuererhöhungen 
werden abgelehnt (9) 
 
An Kirchensteuer wird 
festgehalten (37) 
 
Öffentliche Daseins-
vorsorge stößt finan-
ziell häufig an ihre 
Grenzen, daher müs-
sen im Sinne der 
Nachhaltigkeit rentable 
Möglichkeiten der pri-
vaten Finanzierung in-
tensiver als bisher ge-
nutzt werden. Dabei ist 
vollständige Privatisie-
rung nicht immer beste 
Lösung (48) 
 

alkassen gegenüber 
privaten Gläubigern im 
Insolvenzrecht korrigie-
ren (33) 

tisierung von Gesell-
schaft und Wirtschaft, 
unterstützt durch ein 
staatliches Zukunftspro-
gramm (100 Milliarden €) 
in Bildung, Gesundheit, 
Klimaschutz, Infrastruk-
tur und Verkehr (4).  
 
Vergesellschaftung des 
Finanzsektors, Demo-
kratisierung der Wirt-
schaft, mehr soziale Ge-
rechtigkeit, stärkerer 
Binnenmarkt und konse-
quenter ökologischer 
Umbau unterstützt durch 
ein staatliches Zukunfts-
programm (100 Milliar-
den €) in Bildung, Ge-
sundheit, Klimaschutz, 
Infrastruktur und Verkehr 
(7) 
 
Umverteilung von unten 
nach oben beenden und 
umkehren. Einkom-
menssteuer sozial und 
gerecht reformieren (3, 
4, 18) 
 
Für eine neue Wirt-
schafts- und Sozialord-
nung, in der die Demo-
kratie mehr zu sagen hat 
als die Wirtschaft (6), 

Staat solidarisch finan-
zieren, kein Steuerbe-
trug, kein schädlicher 
Steuerwettbewerb, soli-
darischer Lastenaus-
gleich (31) Verpflichtung 
von Unternehmen (Akti-
engesetz) auf das Ge-
meinwohl (13). 
 
Solidarischer Lasten-
ausgleich, der die für die 
Krise Verantwortlichen 
und die Vermögenden 
an der finanziellen Be-
wältigung der Lasten be-
teiligt (5, 12) 

kungsversprechen zum 
jetzigen Zeitpunkt. 
Handlungsfähigkeit des 
Staates muss erhalten 
bleiben.  
 
Bei Steueränderungen 
die Verteilungswirkung 
beachten, dass es nicht 
von unten nach oben 
verteilt wird. 

Gesellschaft Gerechtigkeit schafft Seit Ludwig Erhard gilt  In einem überparteili- Für einen handlungsfä- Bei Gesetzesänderun-
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und Gerechtig-
keit 
 

Freiheit für alle. Ohne 
eine Politik der Teilha-
be an Bildung, Arbeit, 
Gesundheit und Ein-
kommen bleibt Freiheit 
für viele ein leeres Ver-
sprechen. Deshalb wol-
len wir eine durchlässi-
ge Gesellschaft, in der 
die sozialen Blockaden 
aufgesprengt sind und 
niemand ausgeschlos-
sen wird (18) 
 
Ohne Gerechtigkeit gibt 
es keine echte Chance 
auf ein selbstbestimm-
tes Leben für jede und 
jeden. Deshalb kämp-
fen wir für mehr Vertei-
lungs- und Chancenge-
rechtigkeit und für eine 
Politik der Teilhabe, die 
sich 
gerade an diejenigen 
richtet, die in unserer 
Gesellschaft schnell 
vergessen werden (78) 

der Grundsatz 
„Wohlstand für alle“. 
Für uns bedeutet das 
heute vor allem: Arbeit 
für alle, Leistungsge-
rechtigkeit und Gene-
rationengerechtigkeit. 
(9) 
 
Arbeit der Wohlfahrts-
verbände und privaten 
Organisationen sowie 
Selbsthilfegruppen 
sind für eine menschli-
che Gesellschaft un-
verzichtbar (38) 
 

chen Pakt eine Sozi-
astaatsgarantie durch-
setzen (13) 
 
Es geht nicht darum, den 
Sozialstaat für jeden 
Missstand oder jedes 
Unglück in die Pflicht zu 
nehmen. Es geht darum, 
staatliches Handeln 
ausdrücklich darauf zu 
verpflichten, aktiv gegen 
soziale Ausgrenzung, 
Ungerechtigkeit, Arbeits- 
und Wohnungslosigkeit 
vorzugehen. (26) 
 
Sozialstaatsgebot im 
Grundgesetz muss ge-
schärft werden; Sozial-
staat nicht nur für die 
Beseitigung von Miss-
ständen verantwortlich, 
sondern muss aktiv ge-
gen soziale Ausgren-
zungsprozesse, um Ge-
rechtigkeit, Arbeit - und 
Wohnungslosigkeit vor-
gehen und einschreiten, 
(27). 

higen, zukunftsfähigen 
und überlegenen Sozial-
staat, in dem alle ge-
recht entlohnt Arbeit ha-
ben, alle Jugendlichen 
einen Schul - und Bil-
dungsabschluss haben, 
Familien verlässliche 
Strukturen haben, die 
Gleichstellung in allen 
gesellschaftlichen Berei-
chen vorangebracht ist, 
die Integration als zent-
rale Aufgabe für die Zu-
kunftsfähigkeit unseres 
Landes gesehen wird 
und Deutschland als ein 
wichtiger Teil Europas 
agiert (9 f) 
 

gen Prüfung der Teilha-
begerechtigkeit und 
damit der Auswirkungen 
auf die unterschiedli-
chen Bevölkerungs-
gruppen. 
 
Sozialpolitische Forde-
rungen für Menschen 
am Rande (neue caritas 
110 (2009) 8, S. 33ff): 
u.a.  
a) gesundheitliche Ver-
sorgung wohnungsloser 
Menschen gewährleis-
ten 
b) wirksame Resoziali-
sierung und Qualifizie-
rung straffällig gewor-
dener Menschen 
c) Situation von Asylsu-
chenden und Menschen 
ohne gesicherten Auf-
enthaltsstatus verbes-
sern 
 
Der Deutsche Caritas-
verband setzt sich für 
die Herstellung von 
Chancengerechtigkeit 
ein und tritt Diskriminie-
rung entgegen. Gleiche 
Zugangs- und Lebens-
chancen in allen gesell-
schaftlich, politisch und 
wirtschaftlich relevanten 
Bereichen sichern den 
sozialen Frieden und 
stärken das Gemeinwe-
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sen. Chancengerechtig-
keit in allen gesell-
schaftlichen Bereichen 
herzustellen muss ein 
gesamtgesellschaftli-
ches Ziel werden. Der 
gleichberechtigte Zu-
gang zu Chancen muss 
sowohl gesetzlich gesi-
chert als auch im Alltag 
umgesetzt werden. 
(Miteinander leben. S. 
13) 
 

Solidarität       
Bürgerversiche-
rung 
und Bürgeren-
gagement 
 

Verlässliche soziale Si-
cherungssysteme (15): 
Bürgerversicherung 
(92: alle Menschen, 
mehrere Einkommens-
arten, Anhebung von 
Freigrenzen und Bei-
tragsbemessungsgren-
ze), Garantierente (95: 
ggfls. als Bürgerversi-
cherung), Grundsiche-
rung (85 f.). 

Neue Partnerschaft 
von Bürgern und staat-
lichen Institutionen 
nach dem Konzept der 
„aktiven Bürgergesell-
schaft“; Eigeninitiative 
und Selbstorganisation 
der gesellschaftlichen 
Gruppen stärken und 
so eine neue Balance 
zwischen Eigen- und 
Gemeinwohl herbei-
führen (37) 
 
Große Bedeutung der 
christlichen Kirchen 
(37) 
 
Anerkennung von eh-
renamtlicher Arbeit 
und geleisteten Frei-
willigen-Jahren in Be-
rufsbiographien (38) 
 

Pauschaliertes, ein-
kommensabhängiges 
und Erwerbstätigkeit 
forderndes Bürgergeld 
als solidarische Siche-
rung der Teilhabe (8 f.). 
 
Wehrdienst/ Zivildienst 
aussetzen; Haushalts-
mittel für den Zivildienst 
sollen für gezielte Be-
schäftigungsförderung 
im Sozialbereich und 
zum Ausbau des bür-
gerschaftlichen Enga-
gements umgewidmet 
werden (22) 
 

 Bürgersozialversiche-
rung als Leitprinzip bei 
der Absicherung von 
Gesundheit und Pflege 
(34 ff), bei der Alterssi-
cherung (Einbeziehung 
der Solo-
Selbstständigen (36) und 
Absicherung von Ar-
beitslosigkeit (34). 
 
Der Sozialstaat braucht 
organisierte Solidarität, 
Bürgerschaftliches En-
gagement ist unverzicht-
bar (41). 

Wenn Bürgergeld zu 
hoch, besteht kein Ar-
beitsanreiz. Wenn es zu 
niedrig ist, wird das 
Existenzminimum nicht 
gesichert. Gefahr der 
radikalen Absenkung 
des Existenzminimums 
für Menschen ohne wei-
tere Einkünfte. Beson-
dere Leistungen des 
derzeitigen Sicherungs-
systems für Jugendhilfe, 
Menschen mit Behinde-
rung etc. gefährdet, da 
sie als Gegenfinanzie-
rung meist mitgerechnet 
werden. Ökonomische 
Machbarkeit fragwürdig. 
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Solidargemein-
schaft und priva-
te Vorsorge 

"Solidarische Ökono-
mie": Genossenschaf-
ten, Tauschnetze, Bür-
gerschaftliches Enga-
gement u.a.; genos-
senschaftliche Rechts-
form entbürokratisieren 
(47).  
 
Mit einer solidarisch fi-
nanzierten Garan-
tierente, die ab sofort 
eingeführt werden soll, 
wollen wir Ältere vor 
Armut schützen, auch 
jene Bürgerinnen und 
Bürger, die zusätzlich 
keine betriebliche oder 
private Vorsorge 
betreiben konnten. Die 
Garantierente muss 
aus Steuermitteln fi-
nanziert werden. (95) 
 

Steuerliche Förderung 
der privaten Altersvor-
sorge flexibler gestal-
ten (10) 

Absicherung des Exis-
tenzminimums, nicht 
honorieren der Bequem-
lichkeit (5).  
 

Gegen Privatisierung 
und Armen-Fürsorge, für 
starke öffentliche Soli-
darsysteme, mehr öffent-
liche Solidarität, Beteili-
gung der Unternehmen 
paritätisch an der Finan-
zierung der sozialen Si-
cherung, Einbindung al-
ler Berufsgruppen in die 
Solidarsysteme (13; 
Rentenversicherung: 
Bürgerversicherung oh-
ne Beitragsbemes-
sungsgrenze; Kranken-
versicherung: alle Be-
rufsgruppen, alle Ein-
kommensarten, paritäti-
sche Finanzierung, 13f; 
einheitliche Erwerbstäti-
gen-Versicherungen für 
alle Erwerbstätigen, 14). 
 
Kündigungsschutz aus-
weiten, familienfreundli-
che Umverteilung des 
gesellschaftliche er-
brachten Arbeitsvolu-
mens (5, 15), 
 
Kindergrundsicherung 
einführen (11).  
 

Wir stehen solidarisch 
für einander ein und hel-
fen denen, die nicht al-
leine mit Arbeit ihr Leben 
bestreiten können (21)  
" In der Familie gilt das 
Prinzip der Solidarität: 
jeder steht für den ande-
ren ein. Diese Solidarität 
verdienen Familien auch 
von der Gesellschaft." 
(39) 
 
Arbeitslosenversiche-
rung zur Arbeits-
Versicherung weiterent-
wickeln, Rechtsanspruch 
auf Überprüfung des in-
dividuellen Qualifizie-
rungsbedarfs, Langzeit-
konten für Weiterbildung 
(25) 
 

Jeder, der in Deutsch-
land wohnt (auch Aus-
länder)  muss das Recht 
haben, sich gegen Le-
bensrisiken versichern 
zu können (Arbeitslo-
sigkeit, Krankheit, Er-
werbsunfähigkeit etc.). 
Für Transferempfänger 
muss das Existenzmi-
nimum vom Staat ga-
rantiert sein.  
 

Bildung Zusätzliche Mittel für 
Bildung durch „Bil-
dungssoli“ (101) 

Gerechte Chancen in 
der Bildungsrepublik 
(31) 

 Soziale Dienstleistungen 
ausweiten in Kinder-
betreuung, Bildung, Ge-
sundheit, Sozialwesen 
und Kultur (5) 
 

Solidarbeitrag für Bil-
dung als Bildungszu-
schlag auf sehr hohe 
Einkommen einführen; 
Integration durch ge-
meinsame Bildung und 

Mehr Bildungsanstren-
gungen für Kinder und 
Jugendliche aus „bil-
dungsfernen Schichten“ 
und Benachteiligte. 
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Nationalen Bildungspakt 
auflegen (21) 
 
Weiterbildung als öffent-
liche Aufgabe verankern 
(22) 
 

Erziehung fördern, Bil-
dungszuschlag auf sehr 
hohe Einkommen (28). 
 
gebührenfreien Bil-
dungssystem (7) 

Bildung ganzheitlich und 
individuelle Förderung 
um allen Kindern eine 
Chance zu geben. 

Teilhabe       
Befähigung 
durch Bildung 

Ohne eine Politik der 
Teilhabe an Bildung, 
Arbeit, Gesundheit und 
Einkommen bleibt Frei-
heit für viele ein leeres 
Versprechen. Deshalb 
wollen wir eine durch-
lässige Gesellschaft. 
(18) 
 
Medienkompetenz von 
Älteren unterstützen. 
(121) 
 
Wie setzen und für eine 
vielfältige Medienland-
schaft ein, an der alle 
teilhaben können. (192) 
 
Das Recht auf einen 
freien Zugang zum In-
ternet ist eine ent-
scheidende Teilhabe-
frage des 21. Jahrhun-
derts. (195) 
 
Befähigung aller zur 
Teilhabe. (21) 
 

Wir streben eine Erhö-
hung der Erwerbsbe-
teiligung vor allem von 
Älteren und Frauen an 
und ermutigen zu 
mehr Bildungs- und 
Weiterbildungsan-
strengungen. (21) 
 
Der Ausbau der 
Betreuungs- und Bil-
dungsangebote für 
Kinder wird neue Be-
rufschancen eröffnen. 
(21) 
 
Bildung ist der Schlüs-
sel für ein selbstbe-
stimmtes, solidari-
sches und verantwor-
tungsbewusstes Le-
ben. Bildung ist die 
beste Vorsorge für die 
Zukunft. (31) 

Faire Bildungschancen 
für alle sind der Schlüs-
sel zur Freiheit, zur so-
zialen Teilhabe, zum 
persönlichen Glück und 
Wohlstand. (42) 

Bildung zentrale Voraus-
setzung für Selbstbe-
stimmung, individuelle 
Gestaltung des Lebens 
und für ein verantwor-
tungsvolles, solidari-
sches Miteinander in ei-
ner demokratischen Ge-
sellschaft (21) 

Allgemeine, politische 
und kulturelle Bildung als 
Grundlage für ein erfüll-
tes Leben und Eintritts-
karte für gute, qualifizier-
te Arbeit (27) 
 
Kultur und Zugang zu 
Kultur für alle als Ermög-
lichung von Teilhabe, 
Selbstverwirklichung und 
persönlicher Entfaltung 
(54). 
 

Selbstbestimmte Teil-
habe umfasst den An-
spruch auf Befähigung 
zur Teilhabe. 
 
Befähigung von Anfang 
an, d.h. Unterstützung 
und Bildung ab der frü-
hen Kindheit an. Hier 
sind besondere An-
strengungen notwendig 
durch die Schaffung ge-
sicherter Rahmenbe-
dingungen von Frühen 
Hilfen und Bildungsge-
rechteren Strukturen. 
 

Teilhabe durch 
Mitbestimmung 

Aber auch in anderen 
Institutionen wollen wir 

Generelles kommuna-
les Wahlrecht für Aus-

Dafür, dass mehr Men-
schen an der Gestal-

Mitbestimmungsrechte in 
Bildungseinrichtungen, 

Mitbestimmung auswei-
ten, Beteiligungsrechte 

Weg von der „Fürsorge“ 
hin zu selbstbestimmter 
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die Rechte der Beteilig-
ten stärken/mehr Mit-
bestimmungsrechte 
(Schüler, Patienten, 
Selbsthilfegruppen, 
Menschen mit Behinde-
rung und Pflegebedarf) 
(85) 
 
Auch in Wirtschaft und 
Arbeit brauchen wir 
mehr Mitsprache 
und Mitbestimmung 
(171) 
 
Für einen nachhaltigen 
Lebensstil, der die Na-
tur schützt, allen Men-
schen eine selbstbe-
stimmte, menschen-
würdige Teilhabe am 
wirtschaftlichen Leben 
ermöglicht (203) 

länder wird abgelehnt 
(33) 
 
Engagement vor Ort 
und die Möglichkeit, an 
Entscheidungen teil-
zuhaben, führt zu Zu-
sammengehörigkeits-
gefühl im Gemeinwe-
sen und Akzeptanz der 
freiheitlich-
demokratischen Ge-
meinordnung (47) 

tung des Gemeinwe-
sens mitwirken können. 
Dazu gehört eine Stär-
kung der demokrati-
schen Entscheidungs-
prozesse durch mehr 
Transparenz und mehr 
Bürgerbeteiligung. Not-
wendig dafür ist eine 
bessere Zuordnung von 
politischen Prozessen, 
wer für welche politi-
sche Entscheidung auf 
welcher Ebene verant-
wortlich ist. Und durch 
mehr direkte Beteili-
gungsmöglichkeiten 
werden Wege für mehr 
Demokratie eröffnet 
(38). 
 
Föderale Strukturen 
stärken, mehr Bürger-
nähe, mehr Demokratie, 
Wettbewerb als Metho-
de, beste politische Lö-
sungen zu finden (7) 
 

für außerbetriebliche 
Auszubildende, in den 
Wissenschaftseinrich-
tungen der Forschungs-
organisationen und in 
den Hochschulen stär-
ken (22), der Beschäftig-
ten (4), Betriebsräte (5) 
direkte Demokratie stär-
ken: Volksinitiativen, 
Volksbegehren und 
Volksentscheide auf 
Bundesebene einführen, 
Petitionsrecht bürgernä-
her und transparenter 
gestalten, kommunale 
Selbstverwaltung stär-
ken (10) 

erweitern (27). 
 
Kommunales Wahlrecht 
ausweiten, direkte De-
mokratie ermöglichen, 
politische Bildung ver-
stärken (56). 
 
Mitbestimmung in Be-
trieb und Unternehmen 
ist ein unverzichtbarer 
stabiler Erfolgsfaktor (6) 

Teilhabe, auch und ge-
rade für Benachteiligte, 
die oft keine Lobby ha-
ben. 
 

Teilhabe für alle Die gleichberechtigte 
Teilhabe von Frauen 
am Erwerbsleben ist 
eine wichtige Voraus-
setzung für mehr Dy-
namik am Arbeitsmarkt, 
Beschäftigung und In-
novationen (49) 
 
Wir wollen echte Teil-
habe an Arbeit, Bil-

Die Chancen- und 
Lohngleichheit von 
Frauen zu verwirkli-
chen, ist Teil einer Ge-
sellschaft des Zusam-
menhalts. Wir stehen 
für eine ausgewogene 
Berücksichtigung von 
Frauen in Führungs-
funktionen. (6) 

Gesellschaftliche und 
politische Mitwirkung 
der älteren Generation 
ermöglichen, Menschen 
mit Behinderung die tat-
sächliche Teilhabe er-
möglichen durch per-
sönliches Budget und 
Barrierefreiheit (37, 38). 
 
Vertrauen in die Leis-

Demokratie als die 
gleichwertige Teilhabe 
aller an der Gestaltung 
der Gesellschaft (10) 
 
Deshalb ist eine Teilha-
be aller zu ermöglichen. 
Frauen, Menschen mit 
Behinderungen, Migran-
tinnen und Migranten 
sind besonders zu för-

Niemand darf am We-
gesrand zurückbleiben 
(21) 
 
Teilhabe für Behinderte 
in allen Lebensbereichen 
(inklusive Gesellschaft, 
Erwerbstätigkeit, persön-
liches Budget u.a) (43f) 
 

Initiative zur selbstbe-
stimmten Teilhabe und 
Kampagne „Menschen 
am Rande“: Auch Men-
schen am Rande sind 
Teil der Gesellschaft mit 
dem Recht auf Teilha-
be. 
 
Für ein ausgewogenes 
Verhältnis von Männern 
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dung, Gesundheit und 
Einkommen für alle 
Menschen. Wir wollen 
eine Gesellschaft, die 
keinen Menschen auf-
gibt (78) 
 
Wir wollen, dass es für 
Langzeitarbeitslose 
auch öffentlich geför-
derte Beschäftigung 
gibt. (80) 

tungsbereitschaft der 
Menschen, mehr Frei-
heit und Verantwortung, 
weniger staatliche Be-
vormundung (2). 
 
Stärkung der Tarifauto-
nomie, Begrenzungen 
der betrieblichen Mitbe-
stimmung, Einschrän-
kung des Kündigungs-
schutzes, Rückzug des 
Staates aus der Wirt-
schaft (12, 13). 
 

dern (17). und Frauen in Füh-
rungspositionen (Bei der 
Caritas selbst werden 
50 % angestrebt. Dele-
giertenversammlung 
2008, neue caritas 109 
(2008), 20, S. 31ff, 
Anm. 24.) 

Integration 
 

Wir wollen dagegen In-
tegration über gesell-
schaftliche Teilhabe 
und einer Politik der 
gleichen Rechte errei-
chen. (143) 
 
Wir brauchen eine 
durchlässige Gesell-
schaft, die durch um-
fassende Teilhabe In-
tegration schafft (21) 

Wir wollen ein gutes 
Zusammenleben von 
Einheimischen und 
Migranten ermögli-
chen. 
CDU und CSU haben 
Integration zu einer 
gesamtgesellschaftli-
chen Aufgabe ge-
macht. Deutschland ist 
Integrationsland. För-
dern und Fordern ste-
hen dabei im Mittel-
punkt. (6) 
 
Integration der Men-
schen mit Migrations-
hintergrund eine 
Schlüsselaufgabe (33) 

Rationale Integrations-
politik und humanitäre 
Zuwanderungspolitik 
(36) 

Deutschland ist ein Ein-
wanderungsland. Diese 
Erkenntnis wird häufig 
nur unter dem Aspekt 
der Nützlichkeit für den 
Arbeitsmarkt akzeptiert. 
Rechte stärken (17) 

In der Integrationspolitik 
eine "Kultur der Aner-
kennung: Deutschland 
ist ein Einwanderungs-
land." Integration als 
gleichberechtigter Teil-
habe am gesellschaftli-
chen, wirtschaftlichen, 
kulturellen und politi-
schen Leben vor allem 
über ein Chancen ge-
rechtes Bildungssystem 
(42). 
 

Der DCV setzt sich für 
ein Miteinander aller in 
Deutschland lebenden 
Menschen ein. Sie sind 
aufgefordert, eine Ge-
sellschaft aktiv mit zu 
gestalten, die auf Aner-
kennung, Gleichberech-
tigung und Selbstbe-
stimmung setzt und 
Identifikationsangebote 
auf der Basis eines plu-
ralistischen und demo-
kratischen Leitbildes 
macht. (Miteinander le-
ben, S. 19) 
 
Siehe auch: Politikfeld 
Migration/Integration, 
Politikfeld Engage-
mentpolitik 
 

Kommunalwahl-
recht 

siehe dazu Politikbereich Migration => Einzelaspekte=> Kommunalwahlrecht 
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Selbstbestim-
mung 

       

Geschlechterge-
rechtigkeit und 
Lebenspartner-
schaften 

Das ganze Programm 
ist mit Aspekten der 
Geschlechtergerechtig-
keit durchzogen: Bei-
spielhaft seien ge-
nannt: 
- Paritätische Auftei-
lung der Elternzeit 
(117) 
- steuer- und sozialpoli-
tische Gleichbehand-
lung aller Lebensfor-
men mit Kindern (117) 
- Geschlechtergerechte 
Pharmaforschung (90) 
- Menschen sollen frei 
entscheiden können, 
wie sie leben wollen 
(113) 
 
Spezifische Positionen 
finden sich außerdem 
unter dem Titel „Die 
Hälfte der Macht – 
Gleichberechtigung 
zwischen den Ge-
schlechtern“ ab (180) 
 
Auch bezüglich Le-
benspartnerschaften 
lassen sich unter dem 
Titel „Gleiche Rechte 
für Schwule, Lesben 
und Transgender“  
(154) viele Positionen 

Gleichberechtigung 
von Frau und Mann in 
allen Phasen ihres Le-
benslaufs in einer 
partnerschaftlichen 
Gesellschaft verwirkli-
chen. Frauen und 
Männer sollen sich in 
Freiheit und Verant-
wortung so entfalten 
können, wie es ihren 
Neigungen, Begabun-
gen und Wünschen 
entspricht. Das ist un-
ser Verständnis von 
Wahlfreiheit. Wir wol-
len immer noch beste-
hende Benachteiligun-
gen von Frauen in Ar-
beitswelt, Politik und 
Gesellschaft beseiti-
gen. (28) 
 
Wir respektieren die 
Entscheidungen von 
Menschen, in vielfälti-
gen Formen des Zu-
sammenlebens ihren 
Lebensentwurf zu 
verwirklichen. Dies gilt 
für die Ehe und für 
nichteheliche Lebens-
gemeinschaften von 
Frauen und Männern 
ebenso wie für gleich-

Privatheit ist der Kern 
persönlicher Freiheit 
(28, Datenschutzrecht). 
Selbstbestimmungs-
recht der Patienten 
stärken (31 Geschlech-
tergleichstellung, Pati-
entenverfügung), 
selbstverantwortliche 
Lebensgestaltung von 
Frauen und Männern 
(37). 
 

Geschlechtergleichstel-
lung und Gleichstellung 
der Lebensformen in Po-
litik, Wirtschaft und Ge-
sellschaft (36 f.). 

Geschlechtergleichstel-
lung, Gleichstellung ein-
getragener Lebenspart-
nerschaften, Gleichstel-
lungspolitik als Quer-
schnittsaufgabe (36) 

Für ein ausgewogenes 
Verhältnis von Männern 
und Frauen in Füh-
rungspositionen (Bei der 
Caritas selbst werden 
50 % angestrebt. Dele-
giertenversammlung 
2008, neue caritas 109 
(2008), 20, S. 31ff, 
Anm. 24.) 
 
Die Ehe muss in ihrer 
besonderen Stellung 
geschützt werden.  
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finden. 
 

geschlechtliche Part-
nerschaften. Eine voll-
ständige rechtliche 
Gleichstellung solcher 
Lebensgemeinschaf-
ten mit der Ehe lehnen 
CDU und CSU ab. (29) 
 

Verbraucher-
schutz 

Umfassendes Informa-
tionsrecht (verpflich-
tende verbraucherrele-
vante Informationen auf 
den Packungen, Nach-
haltigkeitssiegel, erwei-
tertes Bildungs- und 
Beratungsangebot der 
Verbraucherverbände) 
(125) 
 
Lücken schließen im 
Verbraucherrecht (125) 
 

 Stärkung des Menschen 
im Markt durch umfas-
sende Verbraucherbil-
dung und rechtliche Ab-
sicherung der Konsu-
menten-Souveränität 
(60 f). 

 Ampelkennzeichnung für 
Nährwerte bei Lebens-
mitteln, klare Aussagen 
über Inhalte, Eigenschaf-
ten und Herkunft der 
Produkte (16) 
  

Für Verbraucherschutz, 
auch im Sozialbereich. 

Eigenverantwor-
tung 

      

 Der Grundbedarf, der 
für eine Teilhabe an 
der Gesellschaft not-
wendig ist, darf nicht 
durch Sanktionen an-
getastet werden. Die 
Frage nach der Gegen-
leistung darf nicht 
durch Zwang, sondern 
muss durch faire Spiel-
regeln und positive An-
reize gelöst werden. 
Unser Ziel ist eine 
Grundsicherung, die 
ohne Sanktionen aus-

CDU und CSU beken-
nen sich zur Tarifauto-
nomie zum fairen Aus-
gleich der Interessen 
zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern. 
(20) 
 
Befähigung zur richti-
gen Entscheidung in 
allen Lebensbereichen 
und in jedem Alter (51) 

Wir setzen Eigenver-
antwortung gegen die 
Bevormundung durch 
die bürokratischen 
Auswüchse des sozial-
demokratischen Wohl-
fahrtsstaates (3) 
 
Vertrauen in die Leis-
tungsbereitschaft der 
Menschen, mehr Frei-
heit und Verantwortung, 
weniger staatliche Be-
vormundung (2). 
 

 Leistung muss sich loh-
nen, das Aufstiegsver-
sprechen muss gelten 
(21) 
 
Bürgerschaftliches En-
gagement ist für uns un-
verzichtbar, wenn es 
darum geht, Werte wie 
Freiheit, Gerechtigkeit, 
Solidarität, Eigenverant-
wortung und Teilhabe in 
unserer Gesellschaft zu 
aktivieren und zu pfle-
gen. Wir setzen nach 

Voraussetzungen zur 
Wahrnehmung von Ei-
genverantwortung müs-
sen geschaffen werden 
(Befähigung). (Zum Bei-
spiel im Modell zur Be-
kämpfung der Kinder-
armut bringt jeder hin-
zuverdiente Euro brutto 
auch einen höheren 
Nettoverdienst.) 
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kommt und die auf Mo-
tivation, Hilfe und An-
erkennung statt auf 
Bestrafung setzt (86) 
 
Die bei den Arbeits-
marktreformen ver-
sprochene Balance 
zwischen Fordern und 
Fördern kam nie zu-
stande, es dominieren 
Kontrolle und bürokra-
tische Schikane über 
Ermutigung und Moti-
vation zur Eigenver-
antwortung (83) 

Stärkung der Tarifauto-
nomie, Begrenzungen 
der betrieblichen Mitbe-
stimmung, Einschrän-
kung des Kündigungs-
schutzes, Rückzug des 
Staates aus der Wirt-
schaft (12, 13). 
 
“Privat vor Staat“ im 
Gesundheitswesen 
(leistungsgerechtes 
Prämiensystem, Wett-
bewerb, Beitragsauto-
nomie, Sicherstellung 
der notwendigen 
Grundversorgung Lohn 
unabhängig, für Bedürf-
tige aus dem Steuersys-
tem, 17 f). 
 
Kostenerstattungsprin-
zip und Selbstbeteili-
gung bei Gesundheits-
leistungen (19) 

 

wie vor auf die Vielfalt 
des Engagements in 
Vereinen, Wohlfahrts-
verbänden, Kirchen, 
Selbsthilfegruppen, Stif-
tungen, Freiwilligen-
diensten, Netzwerken 
und anderen Organisati-
onen mit Ehrenämtern 
(59) 

Unternehmeri-
sche Belange 
der Caritas 

      

Vergaberecht Vergabe: soziale und 
ökologische Kriterien 
im Vergaberecht 
rechtssicher und hand-
habbar ausgestalten. 
Kleine und mittlere Un-
ternehmen sollen nicht 
länger benachteiligt 
werden.  (48) 
 

 Öffentliches Vergabe-
recht, Beantragung von 
Fördermitteln transpa-
renter, einfacher und 
anwendungfreundlicher 
gestalten (51).  
 
Abschaffung vergabe-
fremder Kriterien (13) 

Stärkung von vergabe-
fremden (sozialen) Krite-
rien bei öffentlichen Auf-
trägen (5, 20) 
 

Im Vergaberecht mittel-
ständische und tariftreue 
Unternehmen stärken 
(13) 
 

Der DCV fordert die Zu-
lassung von Einrichtun-
gen der Jugendhilfe, 
Aus- und Fortbildungs-
stätten oder ähnliche 
Einrichtungen zum 
Wettbewerb mit gewerb-
lichen Unternehmen. 
 
Der DCV plädiert für die 
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Zulassung von sozialen 
und  umweltbezogenen 
Aspekten als zusätzli-
che Anforderungen für 
die Auftragsausführung. 
 
Das Vergaberecht sollte 
im Anwendungsbereich 
des sozialtrechtlichen 
Dreiecksverhältnisses 
keine Anwendung fin-
den. 
 

soziale Dienst-
leistungen 

 Öffentliche Daseins-
vorsorge stößt finan-
ziell häufig an ihre 
Grenzen, daher müs-
sen im Sinne der 
Nachhaltigkeit rentable 
Möglichkeiten der pri-
vaten Finanzierung in-
tensiver als bisher ge-
nutzt werden. Dabei ist 
vollständige Privatisie-
rung nicht immer beste 
Lösung (48) 

Soziale Dienstleistun-
gen: Subjekt- vor Ob-
jektfinanzierung, Sach-
leistungsprinzip durch 
Wahlfreiheit ersetzen; 
Subventionsfinanzie-
rung durch Gutscheinfi-
nanzierung oder Geld-
leistungen an die Unter-
stützenden ablösen; 
anderenfalls Ausschrei-
bungslösungen (22f) 
 

  Der DCV hält das per-
sönliche Budget in ge-
eigneten Hilfefeldern als 
die beste Form, selbst-
bestimmte Teilhabe zu 
fördern, da selbstbe-
stimmte Teilhabe durch 
eine subjektbezogene 
Finanzierung befördert 
wird. 
  
Die Finanzierung im so-
zialrechtlichen Drei-
ecksverhältnis ist der 
Finanzierung über öf-
fentliche Aufträge (Ver-
gaberecht) vorzuziehen.  
 
Eine wettbewerbsrecht-
liche Ausgestaltung er-
fordert den weitgehen-
den Verzicht auf Zulas-
sungsbeschränkungen. 
Soweit eine staatliche 
Steuerung unerlässlich 
ist, sind hierfür transpa-
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rente Verfahren erfor-
derlich 
 
Siehe hierzu: Eckpunk-
tepapier des DCV 
„Selbstbestimmte Teil-
habe sichern,  
Märkte ordnen, im 
Wettbewerb bestehen“ 
vom 18.10.2007 in: 
neue caritas 109 (2008) 
2, S.32-33 
 
 

Steuerrecht Mit der ökologischen 
Steuerreform wird um-
weltverträgliches Ver-
halten belohnt. Um-
weltschädigendes Ver-
halten wird teurer. (33) 
 
Einführung Finanzum-
satzsteuer, Ablehnung 
von Steuerlichen Privi-
legien für Finanzpro-
dukte (41) 
 

An Kirchensteuer fest-
halten (37) 

Wiedereinführung de-
gressive AfA, Sofortab-
schreibung geringwerti-
ger Wirtschaftsgüter (6) 
 
Unternehmenssteuer: 
Zwei-Stufen-Tarif von 
10 und 25% (6) 
 
Kapitalgesellschaften 
mit Gewinn > 20000€, 
KSt auf 25% anheben, 
Gewerbesteuer durch 
Konzept der Kommunal-
finanzierung ersetzen 
(7) 
 
Umwandlungsvorgänge 
nicht sofort besteuern 
(7) 
 

Einführung einer Bör-
senumsatzsteuer (4, 7) 
 
Ermäßigten Umsatz-
steuersatz von 7% auf 
Produkte und Dienstleis-
tungen für Kinder, apo-
thekenpflichtige Arznei-
mittel sowie arbeitsin-
tensive Dienstleistungen 
im Handwerk ausweiten 
(19) 
 
Rücknahme der letzten 
Senkung der Körper-
schaftssteuer von 25% 
auf 15%, Verbreiterung 
der Bemessungsgrund-
lage (19) 
 

Einführung Börsenum-
satzsteuer (12, 33) 

Der DCV plädiert für die 
Anwendung des ermä-
ßigten Umsatzsteuer-
satzes auf  
a) mit der Erziehung 
von Kindern zusam-
menhängende Produkte 
und Dienstleistungen, 
wie Kinderkleidung, 
Kinderschuhe,  Kinder-
spielzeug, Babywindeln, 
Babypflegezeug und 
Kindersitze für Kraft-
fahrzeuge 
b) auf medizinische 
Versorgungsleistungen, 
zahnärztliche Leistun-
gen sowie für – insbe-
sondere nichtverschrei-
bungspflichtige – Medi-
kamente  
c) Tätigkeiten zur 
Betreuung älterer Men-
schen sowie auf häusli-
che Pflegedienstleistun-
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gen, Transportmittel für 
Menschen mit Behinde-
rungen, 
Inkontinenzwindeln für 
Erwachsene, Hilfsmittel 
und elektrische, 
elektronische oder 
sonstige Vorrichtungen 
d) Leistungen der Kör-
perschaften, die aus-
schließlich 
und unmittelbar ge-
meinnützige, mildtätige 
oder kirchliche Zwecke 
verfolgen  
(Quelle BAGFW, 
06.03.2008) 
 

Ausbildung Ausbildungssystem 
so umbauen und aus-
bauen, dass alle Ju-
gendlichen eine echte 
Chance auf einen gu-
ten Berufsstart be-
kommen und damit das 
Recht auf Ausbildung 
umgesetzt wird. (104) 
 
In der Kranken- und 
Altenpflege plädieren 
wir für eine Ausbil-
dungsumlage in 
allen Bundesländern. 
(83) 
 

Ausbildung beste Vor-
sorge gegen Arbeitslo-
sigkeit; Ausbildungs-
pakt fortführen (32) 

 Ausbildungsumlage im 
dualen System einfüh-
ren, außer- und überbe-
triebliche Ausbildungen 
mit betrieblichen gleich-
stellen (5) 

Ausbildungspakt weiter-
entwickeln, Ausbil-
dungsplatz-Verpflichtung 
der Wirtschaft stärken 
(24) 
 

Der DCV weist darauf 
hin, dass im  Sozialbe-
reich viele Ausbildungen 
in der geforderten Quo-
te nicht mit gezählt wer-
den, da sie in einer 
Schule stattfinden. Hier 
ist bei einer eventuellen 
Ausbildungsplatzabga-
be eine differenzierte 
Vorgehensweise not-
wendig.  
 

sonstiges Sozialer Sektor als 
wichtiger Wirtschafts-
faktor, insbesondere 
Pflege (35) 

Mehr Wertschätzung 
für den Dienst am 
Menschen (7) 
 

Kündigungsschutzge-
setz beschäftigungs-
freundlicher gestalten 
(12) 

Einführung einer ver-
bindlichen Praktikums-
vergütung von mind. 
300€ (5) 

Arbeit „Menschen für 
Menschen“ ausbauen (in 
Betreuung, Bildung, 
Pflege, Gesundheitswe-

Faire Wettbewerbsre-
geln im Sozialmarkt. 
Favorisiertes Modell ist 
das sozialrechtliche 
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Datenschutzrecht 
verbraucherfreundlich 
grundsanieren (126) 
 

Ermöglichung von ge-
nerationsübergreifen-
den Projekten, z. B. 
Mehrgenerationshäu-
sern, Ausbau von 
neuen Wohn-, Pflege- 
und Betreuungsformen 
(27) 

 
Effektives Datenschutz-
recht (26) 
 
Melderegisterauskünfte 
zu Werbezwecken nur 
zulässig, wenn zuvor 
Zustimmung (27) 

 
Ausweitung sozialer 
Dienstleistungen, insb. 
Kinderbetreuung, Bil-
dung, Gesundheit, Sozi-
alwesen (5) 
 
100 Milliarden Euro pro 
Jahr zur Bekämpfung 
der Wirtschaftskrise und 
100 Milliarden für sozial-
ökologische Arbeitsplät-
ze (7) 
 
Dogmatischen Grund-
satz, dass privat besser 
sei als öffentlich, bei der 
öffentlichen Daseinsvor-
sorge aufgeben (7), für 
starken öffentlichen Sek-
tor, Gesundheit nicht in 
privater Hand (7) 
 
i. V. m. Krankenhäusern, 
Versorgungszentren: für 
alle frei-gemeinnützigen 
Unternehmen, denen öf-
fentliche Dienstleistun-
gen übertragen werden, 
die gleiche Tarife wie für 
Beschäftigte im Öffentli-
chen Dienst zur Voraus-
setzung machen (15) 

sen) (15) 
 
Faire Wettbewerbsre-
geln für öffentliche Un-
ternehmen der Daseins-
vorsorge im nationalen 
und europäischen Recht; 
Daseinsvorsorge soll 
den EU-Mitgliedsstaaten 
und den Gebietskörper-
schaften überlassen 
bleiben (16) 
 
Wiedereingliederungs-
management und Reha-
bilitation Vorrang vor 
Erwerbsminderungsren-
te geben (26)  
 
Öffentliche Zukunftsin-
vestitionen spielen eine 
zentrale Rolle, wenn es 
darum geht wirtschaftli-
che und gesellschaftli-
che Innovationskraft mit 
sozialer Gerechtigkeit zu 
verbinden (7) 
 
Modell des High-Tech-
Gründerfonds: Staat soll 
als Ko-Investor zusam-
men mit privaten Kapi-
talgebern im Bereich so-
ziale Dienstleistungen 
tätig werden können (15) 

Dreiecksverhältnis. 

 


